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Die Tätigkeit der Insolvenzverwalter und anderer insolvenzrechtlicher Amtsträger soll
bundesweit einheitlich geregelt werden. Das sieht ein Gesetzentwurf vor, den das
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz heute veröffentlicht hat.

Die Übernahme von Insolvenzverwaltungen und anderer insolvenzrechtlicher Ämter soll künftig eine
einheitliche Zulassung voraussetzen. Damit entfällt der bürokratische Aufwand, der derzeit dadurch
entsteht, dass jedes Gericht für seinen Bezirk die Eignung von Verwalterkandidaten selbst
festzustellen hat. Außerdem soll sichergestellt werden, dass bundesweit dieselben Eignungskriterien
zur Anwendung kommen. Zudem soll die Tätigkeit der Insolvenzverwalter und der weiteren
insolvenzrechtlichen Amtsträger umfassender überwacht werden. Zu diesen Zwecken sieht der
Entwurf die Bildung einer Kammer der insolvenzrechtlichen Berufsträger vor.

Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, Dr. Stefanie Hubig erklärt dazu:
„In Deutschland prüft jedes der über 100 Insolvenzgerichte eigenständig, ob eine Person für die
Übernahme insolvenzrechtlicher Ämter geeignet ist. Das kostet Zeit und Geld und führt zu
uneinheitlichen Voraussetzungen. Das wollen wir ändern. Wir wollen ein einheitliches
Zulassungssystem für insolvenzrechtliche Ämter einführen, das eine bundesweite Tätigkeit
ermöglicht. Damit entlasten wir die Gerichte und geben den Berufsträgerinnen und Berufsträgern
Sicherheit. Gleichzeitig schaffen wir klare Strukturen für die Zulassung.  Die Aufsicht führt künftig
die neue Kammer der insolvenzrechtlichen Berufsträger. So stärken wir den Rechtsstaat und bauen
unnötige Bürokratie ab.“

Insolvenzverwalter verwalten und verwerten das Vermögen insolventer Personen oder
Unternehmen. Sie prüfen die Forderungen der Gläubiger, führen das Unternehmen gegebenenfalls
weiter, verwerten das verfügbare Vermögen und verteilen den Erlös nach den gesetzlichen Regeln.
Bestellt werden sie vom zuständigen Insolvenzgericht. Eine einheitliche Zulassung für
Insolvenzverwalter gibt es bisher nicht. Wer als Insolvenzverwalter tätig werden möchte, muss seine
Eignung gegenüber den jeweiligen Insolvenzgerichten nachweisen. Diese führen dazu eigene
Vorauswahllisten, in die grundsätzlich geeignete Bewerber aufgenommen werden. Das hat zu
uneinheitlichen Auswahlkriterien geführt und kann Bewerbern den Zugang erschweren, weil sie ihre
Eignung bei mehreren Gerichten jeweils gesondert nachweisen müssen. Auch eine
verfahrensübergreifende Aufsicht über die Tätigkeit als Insolvenzverwalter gibt es nicht. Mit dem
nun vorgelegten Gesetzentwurf soll ein bundesweit einheitlicher Rechtsrahmen für die Zulassung
und Tätigkeit der Insolvenzverwalter und anderer insolvenzrechtlicher Amtsträger geschaffen
werden.

Der Gesetzentwurf sieht insbesondere folgende Neuregelungen vor:

Einheitliche Zulassung: Künftig soll es für alle insolvenzrechtlichen Berufsträger eine
einheitliche Zulassung durch eine neue berufsständische Kammer geben. Die
Vorauswahlsysteme der Insolvenzgerichte sollen durch die einheitliche Zulassung ersetzt
werden. Der Gesetzentwurf gibt vor, welche persönlichen und fachlichen Voraussetzungen für
die Zulassung vorliegen müssen. Diese Voraussetzungen sind an den „best practices“ der



aktuell bestehenden Vorauswahlsysteme der Gerichte angelehnt. Anders als bisher sollen
Berufseinsteiger aber auch durch eine mündliche Prüfung belegen, dass sie über die
erforderlichen theoretischen Kenntnisse verfügen.
Berufsträgerregister: Zugelassene Personen sollen in eine bundeseinheitliche
Liste aufgenommen werden. Auf diese Liste sollen Gerichte zugreifen können, wenn sie in
konkreten Fällen Personen auswählen und bestellen. Das Register soll entscheidungsrelevante
Informationen über die jeweiligen Personen enthalten. Dazu gehören u. a. die Büro- und
Personalausstattung, bestehende Bestellungen, Erfahrungen und Interessenschwerpunkte
sowie etwaige Sanktionen wegen Verstößen gegen Berufspflichten, die gegen die Person
verhängt wurden.
Berufsaufsicht: Die Tätigkeit der zugelassenen Personen soll einer verfahrensübergreifenden
Aufsicht unterstellt werden. So sollen Verstöße gegen Berufspflichten effektiver sanktioniert
werden können. Als mögliche Sanktionen sind Rügen, Geldbußen von bis zu 5 Millionen Euro
und die Entziehung der Zulassung vorgesehen.
Kammer der insolvenzrechtlichen Berufsträger: Die Zulassung und Aufsicht soll von den
insolvenzrechtlichen Berufsträgern in Selbstverwaltung wahrgenommen werden – wie bei
anderen rechtsberatenden Berufen auch. Hierzu sollen sich die zugelassenen Personen zu
einer Kammer zusammenschließen, die dann insbesondere als Zulassungsstelle und
berufsaufsichtsführende Stelle fungieren soll.

Der Gesetzentwurf wurde heute an die Länder und Verbände versandt und auf der Internetseite
des BMJV veröffentlicht. Die interessierten Kreise haben nun Gelegenheit, bis zum 25. September
2026 Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen werden auf der Internetseite
des BMJV veröffentlicht.

Den Referentenentwurf sowie Antworten auf häufige Fragen finden Sie hier.

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/0724_InsVerwalter.html
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